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"Tarifbindung auch für Firmen, die Fachkräfte 
aus dem Westbalkan einstellen" 

 

 
Robert Feiger, Bundesvorsitzender IG BAU   Foto: IG BAU Alexander Paul Englert 

 

Statement von Robert Feiger, Bundesvorsitzender der Industriegewerkschaft Bauen-Agrar-Umwelt, zum von der 

Bundesregierung verabschiedeten Fachkräfteeinwanderungsgesetz. 

"Nach dem Kabinettsbeschluss soll auch die sogenannte Westbalkanregelung, die in diesem Jahr ausläuft, entfristet 

werden. Bislang konnten so im Jahr bis zu 25 000 Menschen aus Albanien, Bosnien und Herzegowina, Kosovo, 

Nordmazedonien, Montenegro und Serbien bei uns arbeiten, künftig sollen es 50 000 per anno sein. Dagegen wäre 

eigentlich nichts zu sagen, wir benötigen in der Bauwirtschaft Fachkräfte ohne Ende. Was aber gar nicht geht ist, dass die 

Unternehmen, die die Männer und Frauen einstellen, nicht tarifgebunden sein müssen. Das öffnet dem Lohndumping Tür 

und Tor. Wenn man dazu noch betrachtet, dass im Frühjahr letzten Jahres die Bauarbeitgeber*innen sich einem 

Branchenmindestlohn verweigert haben, dann wird daraus ein richtiger Giftcocktail. So können die neuen Beschäftigten 

mit dem gesetzlichen Mindestlohn in Höhe von zwölf Euro für ihre qualifizierte Arbeit abgespeist werden. Der ehemalige 

Branchenmindestlohn lag für Fachkräfte einst bei knapp 16 Euro. Ob dann noch echte Fachkräfte für diesen Lohn arbeiten 

wollen, wage ich zu bezweifeln. Da ist die Abwanderung in andere Branchen doch programmiert. Und Schmuddelfirmen 

wittern schon das große Geschäft. 

Was bei Westbalkanregelung unter den Tisch gefallen ist, wird bei der kurzzeitig kontingentierten Beschäftigung, die 

ebenfalls in dem Beschluss zu finden ist, beherzigt: Die Arbeitgeber*innen müssen nach Tarif bezahlen, eine 




